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Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft , Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung 

InaScharrenbach 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, Natur­
und Verbraucherschutz 

80 

Die Ministerin für Kultur und Wissenshaft 

Isabel Pf e i f f e r - P o e n s g e n 

GV. NRW. 2020 S .669 

Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/958 

über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung 
vor Erlass neuer Berufsreglementierungen 

in Nordrhein-Westfalen 
(Verhältnismäßigkeitsprüfungsgesetz - VHMPG 

NRW) 

Vom 30. Juni 2020 

§ 1 
Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für in den Geltungsbereich der 
Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 7. September 2005 über die Anerkennung 
von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, 
S. 22; L 271 vom 16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, 
S. 28; L 33 vom 3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, 
S . 115; L 177 vom 8.7.2015, S. 60; L 268 vom 15 .10.2015, 
S. 35; L 095 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt durch Dele­
gierten Beschluss (EU) 2019/608 der Kommission (ABl. L 
104 vom 15.4.2019, S.1) geändert worden ist, fallende 
Vorschriften, die die Aufnahme oder Ausübung eines Be­
rufs oder eine bestimmte Art seiner Ausübung beschrän­
ken, einschließlich des Führens einer Berufsbezeichnung 
und der im Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaubten 
beruflichen Tätigkeiten. 

(2) Als Vorschriften im Sinne von Absatz 1 gelten Ge­
setze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften des 
Landes sowie Rechtsnormen, die von Kammern oder 
sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
die aufgrund von Landesrecht über die Befugnis zur 
Rechtsetzung verfügen, erlassen werden. 

(3) Die Anwendung ist ausgeschlossen, sofern Vorschrif­
ten der Umsetzung eines gesonderten Rechtsakts der Eu­
ropäischen Union dienen, in dem spezifische Anforde­
rungen an einen bestimmten Beruf festgelegt sind und 
dieser Rechtsakt den Mitgliedstaaten keine Wahl der ge­
nauen Art und Weise der Umsetzung dieser Anforderun­
gen lässt. 

§2 
Begriffsbestimmungen 

(1) Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten die Begriffsbe­
stimmungen der Richtlinie 2005/36/EG. 

(2) Ergänzend gelten die Begriffsbestimmungen des Ar­
tikels 3 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäi-

sehen Parlaments und des Rates vom 28 . Juni 2018 über 
eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Be­
rufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, 
S. 25). 

§3 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit 

(1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung beste­
hender Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die den Zu­
gang zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung 
beschränken, ist eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
nach den in diesem Gesetz festgelegten Bestimmungen 
durchzuführen. Der Umfang der Prüfung steht im Ver­
hältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen 
der Vorschrift. 

(2) Jede Vorschrift im Sinne von Absatz 1 ist mit einer 
Erläuterung zu verse_hen, die ausführlich genug ist, um 
eine Bewertung der Ubereinstimmung mit dem Verhält­
nismäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen. 

(3) Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine Vor­
schrift im Sinne von Absatz 1 gerechtfertigt und verhält­
nismäßig ist, sind durch qualitative und, soweit möglich 
und relevant , quantitative Elemente zu substantiieren. 

(4) Vorschriften im Sinne von Absatz 1 dürfen weder 
eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung auf 
Grund der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes dar­
stellen. 

(5) Vorschriften im Sinne von Absatz 1 müssen durch 
Ziele des Allgemeininteresses im Sinne des Artikels 6 der 
Richtlinie (EU) 2018/958 gerechtfertigt sein. Sie müssen 
für die Verwirklichung des angestrebten Ziels geeignet 
sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinausgehen. 

§4 
Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung 

(1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind sämtli­
che in Anlage 1 enthaltenen Punkte zu berücksichtigen. 

(2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung die in Anlage 2 
enthaltenen Elemente zu berücksichtigen, wenn sie für 
die Art und den Inhalt der neu eingeführten oder geän­
derten Vorschrift relevant sind. 

(3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift mit einer 
oder mehreren der in Anlage 3 enthaltenen Anforderun­
gen kombiniert, so ist die Auswirkung der neuen oder 
geänderten Vorschrift zu prüfen, insbesondere, wie die 
neue oder geänderte Vorschrift kombiniert mit anderen 
Anforderungen zum Erreichen desselben legitimen 
Zwecks beiträgt und ob sie hierfür notwendig ist. 

(4) Zusätzlich ist sicherzustellen, dass der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit eingehalten wird, wenn spezifische 
Anforderungen im Zusammenhang mit der vorüberge­
henden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleis­
tungen gemäß Titel II der Richtlinie 2005/36/EG, ein­
schließlich der in Anlage 4 enthaltenen Anforderungen, 
neu eingeführt oder geändert werden. Diese Verpflich­
tung gilt nicht für Maßnahmen, durch die die Einhaltung 
geltender Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ge­
währleistet werden soll, die im Einklang mit dem Recht 
der Europäischen Union angewendet werden. 

(5) Bei Vorschriften, die die Reglementierung von Ge­
sundheitsberufen betreffen und Auswirkungen auf die 
Patientensicherheit haben, ist das Ziel der Sicherstellung 
eines hohen Niveaus des Gesundheitsschutzes zu berück­
sichtigen. 

§§ 
Nachholung der Prüfung, Uberwachung nach Erlass 

(1) Ist dem beim Landtag eingebrachten Gesetzentwurf 
keine Prüfung nach § 3 beigefügt, so ist die Prüfung ge­
mäß dem Innenrecht von Landtag und Landesregierung 
bis zur Schlussabstimmung nachzuholen. 

(2) Nach dem Erlass neuer oder geänderter Vorschriften, 
die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren 
Ausübung beschränken, ist von der für _das jeweilige Be­
rufsrecht federführenden Stelle deren Ubereinstimmung 
mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu überwachen 
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und Entwicklungen, die nach dem Erlass der Vorschrif­
ten eingetreten sind, gebührend Rechnung zu tragen. 

§ 6 .. 
Information und Beteiligung der Offentlichkeit 

(1) Entwürfe, mit denen Vorschriften im Sinne des § 3 
eingeführt oder geändert werden sollen, sind von der für 
das jeweilige I?.erufsrecht federführenden Stelle zur In­
formation der Offentlichkeit in das Internet einzustellen. 

(2) Die Einstellung in das Internet ist im Hinblick auf 
den Zeitpunkt und die sonstigen Umstände der Veröf­
fentlichung so auszugestalten, dass alle betroffenen Par­
teien in geeigneter Weise einbezogen werden und Gele­
genheit haben, ihren Standpunkt darzulegen. 

(3) Öffentliche Konsultationen sind durchzuführen, so­
weit dies relevant und angemessen ist. 

§7 
Eintragung in die Datenbank für reglementierte Berufe, 

Stellungnahmen 

(1) Die nach diesem Gesetz als gerechtfertigt, notwendig 
und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften sind ein­
schließlich der Beurteilungsgründe gemäß Artikel 59 Ab­
satz 5 der Richtlinie 2005/36/EG der Europäischen 
Kommission mitzuteilen. Die Beurteilungsgründe sind in 
die in Artikel 59 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG ge­
nannte Datenbank für reglementierte Berufe einzugeben. 

(2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnahmen 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, sonsti­
ger Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraums 
oder der Schweiz sowie interessierter Kreise sind entge­
genzunehmen. 

§8 
Verhältnismäßigkeitsprüfung bei abgeleiteter Befugnis 

zur Rechtsetzung 

(1) Kammern oder sonstige juristische Personen des öf­
fentlichen Rechts, die aufgrund von Landesrecht über 
die Befugnis zur Rechtsetzung verfügen, haben der zu­
ständigen Aufsichtsbehörde unverzüglich das Ergebnis 
ihrer Prüfung nach den §§ 3 und 4 zuzuleiten. Die zu­
ständige Aufsichtsbehörde hat im Rahmen ihrer Rechts­
aufsicht zu prüfen, ob die Vorgaben der §§ 3 und 4 einge­
halten wurden. 

(2) Kammern oder sonstige juristische Personen des öf­
fentlichen Rechts haben nach dem Erlass neuer oder ge­
änderter Vorschriften, die den Zugang zu reglementi_erten 
Berufen oder deren Ausübung beschränken, deren Uber­
einstimmung mit dem_ Verhältnismäßigkeitsgrundsatz zu 
überwachen und bei Anderung der Umstände nach dem 
Erlass einer Vorschrift zu prüfen, ob diese anzupassen ist. 
Die Erfüllung dieser Pflicht ist der zuständigen Auf­
sichtsbehörde nachzuweisen. 

(3) Auf Entwürfe von neuen oder Änderungen bestehen­
der Vorschriften, die den Zugang zu reglementierten Be­
rufen oder deren Ausübung beschränken, findet § 6 ent­
sprechend Anwendung. 

§9 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 30. Juli 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, 30. Juni 20020 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim St am p 

Der Minister der Finanzen 

Lutz Lien e n k ä m per 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Laum an n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Yvonne G e b a u e r 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

Ina S c h a r r e n b a c h 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Der Minister für Verkehr 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

zugleich für die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Isabel P f e i f f e r - P o e n s g e n 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten 
sowie Internationales 

Stephan Ho 1 t hoff - Pförtner 
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Anlage 1 

Zu § 4 Absatz 1 

Nach § 4 Absatz 1 zu berücksichtigende Punkte: 

a) die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des Allgemeininteresses verbundenen Ri-
siken, insbesondere der Risiken für Dienstleistungsempfänger, einschließlich Verbraucher, 
Berufsangehörige und Dritte; 

b) die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer oder allgemeiner Art, etwa die Re­
gelungen in Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsicherheit oder des Verbraucher­
schutzes, nicht ausreichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen; 

c) die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer Angemessenheit zur Erreichung des 
angestrebten Ziels, und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohärenter und systematischer Weise 
gerecht werden und somit den Risiken entgegenwirken, die bei vergleichbaren Tätigkeiten in 
ähnlicher Weise identifiziert wurden; 

d) die Auswirkungen auf den freien Personen- und Dienstleistungsverkehr innerhalb der 
Europäischen Union, die Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher und die Qualität der bereit­
gestellten Dienstleistungen; 

e) die Möglichkeit des Rückgriffs auf gelindere Mittel zur Erreichung des im Allgemein-
interesse liegenden Ziels; für die Zwecke dieses Buchstabens, wenn die Vorschriften nur 
durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt sind und sich die identifizierten Risiken auf das 
Verhältnis zwischen dem Berufsangehörigen und dem Verbraucher beschränken und sich des­
halb nicht negativ auf Dritte auswirken, ist insbesondere zu prüfen, ob das Ziel durch Maß­
nahmen erreicht werden kann, die gelinder sind, als die Tätigkeiten vorzubehalten; 

f) die Wirkung der neuen und geänderten Vorschriften, wenn sie mit anderen Vorschrif-
ten, die den Zugang zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, kombi­
niert werden, und insbesondere, wie die neuen oder geänderten Vorschriften kombiniert wer­
den mit anderen Anforderungen zum Erreichen desselben im Allgemeininteresse liegenden 
Ziels beitragen und ob sie hierfür notwendig sind. 
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Anlage 2 

Zu § 4 Absatz 2 

Nach § 4 Absatz 2 zu berücksichtigende Elemente: 
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a) den Zusammenhang zwischen dem Umfang der von einem Beruf erfassten oder einem 
Beruf vorbehaltenen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufsqualifikation; 

b) den Zusammenhang zwischen der Komplexität der betreffenden Aufgaben und der 
Notwendigkeit, dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz einer bestimmten Berufsquali­
fikation sind, insbesondere in Bezug auf Niveau, Eigenart und Dauer der erforderlichen Aus­
bildung oder Erfahrung; 

c) die Möglichkeit zum Erlangen der beruflichen Qualifikation auf alternativen Wegen; 

d) die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen vorbehaltenen Tätigkeiten mit ande­
ren Berufen geteilt oder nicht geteilt werden können; 

e) den Grad an Autonomie bei der Ausübung eines reglementierten Berufs und die Aus-
wirkungen von Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf die Erreichung des ange­
strebten Ziels, insbesondere wenn die mit einem reglementierten Beruf zusammenhängenden 
Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifizierten Fach­
kraft stehen; 

f) die wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen, die die Informationsas-
ymmetrie zwischen Berufsangehörigen und Verbrauchern tatsächlich abbauen oder verstärken 
können. 
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Anlage 3 

Zu § 4 Absatz 3 

Nach§ 4 Absatz 3 zu berücksichtigende Anforderungen: 

a) Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnung oder jede sonstige Form der Reg-
lementierung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 lit. a der Richtlinie 2005/36/EG; 

b) Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen Weiterbildung; 

c) Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, Standesregeln und Überwachung; 

d) Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, Registrierungs- und Genehmigungs­
regelungen, insbesondere wenn diese Anforderungen den Besitz einer bestimmten Berufsqua­

lifikation implizieren; 

e) quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforderungen, die die Zahl der Zulassun­
gen zur Ausübung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- oder Höchstzahl der Arbeitneh­

mer, Geschäftsführer oder Vertreter festsetzen, die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen; 

f) Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder Anforderungen in Bezug auf die Be­
teiligungsstruktur oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit diese Anforderungen un­

mittelbar mit der Ausübung des reglementierten Berufs zusammenhängen; 

g) geografische Beschränkungen, einschließlich dann, wenn der Beruf in Teilen eines 

Mitgliedstaates in einer Weise reglementiert ist, die sich von der Reglementierung in anderen 

Teilen unterscheidet; 

h) Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder partnerschaftliche Ausübung eines reg-

lementierten Berufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsregeln; 

i) Anforderungen an den Versicherungsschutz oder andere Mittel des persönlichen oder 

kollektiven Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht; 

j) Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese für die Ausübung des Berufs erfor-

derlich sind; 

k) festgelegte Mindest- und/oder Höchstpreisanforderungen; 

1) Anforderungen an die Werbung. 
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Anlage 4 

Zu § 4 Absatz 4 

Nach§ 4 Absatz 4 zu berücksichtigende Anforderungen: 
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a) eine automatische vorübergehende Eintragung oder eine Pro-Forma-Mitgliedschaft bei 
einer Berufsorganisation gemäß Artikel 6 Absatz 1 lit. a der Richtlinie 2005/36/EG; 

b) eine vorherige Meldung gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG, die ge-
mäß Absatz 2 des genannten Artikels erforderlichen Dokumente oder eine sonstige gleichwer­
tige Anforderung; 

c) die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die vom Dienstleistungserbringer für 
die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit dem Zugang zu reglementierten Berufen 
oder deren Ausübung gefordert werden. 
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